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Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz  

[Settlement and Residence Act] 

 

(Fremdenrechtspaket 2005)  

Amtsblatt I Nr. 11/2005 (BGBl. I Nr. 100/2005)  

Entry into force: January 1, 2006  

- Excerpts -  

 

§ 72 – Aufenthaltsbewilligung aus humanitären Gründen  

(1) Die Behörde kann im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen trotz Vorliegens eines 

Erteilungshindernisses (§ 11 Abs. 1), ausgenommen bei Vorliegen eines Aufenthaltsverbotes (§ 

11 Abs. 1 Z 1 und 2), in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen aus humanitären Gründen 

von Amts wegen eine Aufenthaltsbewilligung erteilen. Besonders berücksichtigungswürdige 

Gründe liegen insbesondere vor, wenn der Drittstaatsangehörige einer Gefahr gemäß § 50 FPG 

ausgesetzt ist. Drittstaatsangehörigen, die ihre Heimat als Opfer eines bewaffneten Konflikts 

verlassen haben, darf eine solche Aufenthaltsbewilligung nur für die voraussichtliche Dauer 

dieses Konfliktes, höchstens jedoch für drei Monate, erteilt werden.  

(2) Zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur 

Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit 

solchen Handlungen kann Drittstaatsangehörigen, insbesondere Zeugen oder Opfern von 

Menschenhandel oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel, eine Aufenthaltsbewilligung 

aus humanitären Gründen für die erforderliche Dauer, mindestens jedoch für sechs Monate, 

erteilt werden.  

  



 

Austria 

Fremdenpolizeigesetz (2005) [Alien’s Police Act] 

 

(Fremdenrechtspaket 2005)  

Amtsblatt I Nr. 100/2005 (BGBl. I Nr. 100/2005) Entry into Force: January 1, 2006 

- Excerpts -  

 

§ 116 – Ausbeutung eines Fremden [Exploitation of an Alien] 

(1) Wer mit dem Vorsatz, sich oder einem Dritten aus der Ausnützung der besonderen 

Abhängigkeit eines Fremden, der sich rechtswidrig im Bundesgebiet aufhält, über keine 

Beschäftigungsbewilligung verfügt oder sich sonst in einem besonderen Abhängigkeitsverhältnis 

befindet, eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen, diesen Fremden ausbeutet, ist vom Gericht 

mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.  

(2) Wer durch die Tat einen Fremden in Not versetzt oder eine größere Zahl von Fremden 

ausbeutet, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.  

(3) Hat die Tat den Tod eines Fremden zur Folge, ist der Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis 

zu zehn Jahren zu bestrafen.  

 

 

 

 

 

 

 



Austria 

Strafgesetzbuch (StGB) [Criminal Code] 

 

BGBl. Nr. 60/1974  

As amended May 8, 2006 (BGBl. I Nr. 56/2006) 

Promulgation: January 29, 1974 

Entry into Force: January 1, 1975 

- Excerpts –  

 

§ 104a Menschenhandel [Trafficking in Persons] 

(Amtsblatt I Nr. 15/2004, in Kraft treten: 1 Mai 2004) 

(1) Wer  

1. eine minderjährige Person oder 

2. eine volljährige Person unter Einsatz unlauterer Mittel (Abs. 2) gegen die Person  

mit dem Vorsatz, dass sie sexuell, durch Organentnahme oder in ihrer Arbeitskraft ausgebeutet 

werde, anwirbt, beherbergt oder sonst aufnimmt, befördert oder einem anderen anbietet oder 

weitergibt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2) Unlautere Mittel sind die Täuschung über Tatsachen, die Ausnützung einer 

Autoritätsstellung, einer Zwangslage, einer Geisteskrankheit oder eines Zustands, der die Person 

wehrlos macht, die Einschüchterung und die Gewährung oder Annahme eines Vorteils für die 

Übergabe der Herrschaft über die Person. 

(3) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, wer die Tat unter 

Einsatz von Gewalt oder gefährlicher Drohung begeht. 

(4) Wer die Tat gegen eine unmündige Person, im Rahmen einer kriminellen Vereinigung, unter 

Anwendung schwerer Gewalt oder so begeht, dass durch die Tat das Leben der Person 

vorsätzlich oder grob fahrlässig gefährdet wird oder die Tat einen besonders schweren Nachteil 

für die Person zur Folge hat, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

 



§ 106 Schwere Nötigung [Coercion, Aggravated] 

(Amtsblatt I Nr. 56/2006, in Kraft treten: 1 Juli 2007) 

(1) Wer eine Nötigung begeht, indem er 

1. mit dem Tod, mit einer erheblichen Verstümmelung oder einer auffallenden Verunstaltung, 

mit einer Entführung, mit einer Brandstiftung, mit einer Gefährdung durch Kernenergie, 

ionisierende Strahlen oder Sprengmittel oder mit der Vernichtung der wirtschaftlichen Existenz 

oder gesellschaftlichen Stellung droht, 

2. die genötigte oder eine andere Person, gegen die sich die Gewalt oder gefährliche Drohung 

richtet, durch diese Mittel längere Zeit hindurch in einen qualvollen Zustand versetzt oder 

3. die genötigte Person zur Eheschließung, zur Prostitution oder zur Mitwirkung an einer 

pornographischen Darbietung (§ 215a Abs. 3) oder sonst zu einer Handlung, Duldung oder 

Unterlassung veranlasst, die besonders wichtige Interessen der genötigten oder einer dritten 

Person verletzt, 

ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) Hat die Tat den Selbstmord oder einen Selbstmordversuch der genötigten oder einer anderen 

Person, gegen die sich die Gewalt oder gefährliche Drohung richtet, zur Folge, so ist der Täter 

mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(3) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Nötigung zur Prostitution oder zur Mitwirkung an einer 

pornographischen Darbietung gegen eine unmündige Person, im Rahmen einer kriminellen 

Vereinigung, unter Anwendung schwerer Gewalt oder so begeht, dass durch die Tat das Leben 

der Person vorsätzlich oder grob fahrlässig gefährdet wird oder die Tat einen besonders 

schweren Nachteil für die Person zur Folge hat. 

 

§ 215a Förderung der Prostitution und pornographischer Darbietungen Minderjähriger 

[Facilitation of Prostitution and of Pornography of Minors] 

(Amtsblatt I Nr. 56/2006, in Kraft treten: 1 Juli 2007) 

(1) Wer eine minderjährige Person, mag sie auch bereits der Prostitution nachgehen, zur 

Ausübung der Prostitution oder zur Mitwirkung an einer pornographischen Darbietung anwirbt 

oder einem anderen zu einem solchen Zweck anbietet oder vermittelt, ist mit Freiheitsstrafe bis 

zu drei Jahren zu bestrafen. Ebenso ist zu bestrafen, wer eine minderjährige Person, die der 

Prostitution nachgeht oder an einer pornographischen Darbietung mitwirkt, ausnützt, um sich 

oder einem anderen einen Vermögensvorteil zuzuwenden. 



(2) Wer die Tat im Rahmen einer kriminellen Vereinigung, unter Anwendung schwerer Gewalt 

oder so begeht, dass durch die Tat das Leben der Person vorsätzlich oder grob fahrlässig 

gefährdet wird oder die Tat einen besonders schweren Nachteil für die Person zur Folge hat, ist 

mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Wer die Tat gegen eine 

unmündige Person begeht, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(3) An einer pornographischen Darbietung wirkt mit, wer dabei eine auf sich selbst reduzierte, 

von anderen Lebensäußerungen losgelöste und der sexuellen Erregung eines Betrachters 

dienende geschlechtliche Handlung an sich selbst, an einer anderen Person oder mit einem Tier 

vornimmt, eine solche geschlechtliche Handlung an sich vornehmen lässt oder auf solche Weise 

seine Genitalien oder seine Schamgegend zur Schau stellt. 

 

§ 217 Grenzüberschreitender Prostitutionshandel [Cross-border Trafficking in Prostitutes] 

(Amtsblatt I Nr. 15/2004, in Kraft treten: 1 Mai 2004) 

(1) Wer eine Person, mag sie auch bereits der Prostitution nachgehen, der Prostitution in einem 

anderen Staat als in dem, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt hat, zuführt oder sie hiefür anwirbt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs 

Monaten bis zu fünf Jahren, wenn er die Tat jedoch gewerbsmäßig begeht, mit Freiheitsstrafe 

von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer eine Person (Abs. 1) mit dem Vorsatz, daß sie in einem anderen Staat als in dem, dessen 

Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, der 

Prostitution nachgehe, durch Täuschung über dieses Vorhaben verleitet oder mit Gewalt oder 

durch gefährliche Drohung nötigt, sich in einen anderen Staat zu begeben, oder sie mit Gewalt 

oder unter Ausnützung ihres Irrtums über dieses Vorhaben in einen anderen Staat befördert, ist 

mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

 

 

 


